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Bedeutungslos
für die Weltpolitik

E
in paar Minuten Vor-
warnung. Das war al-
les,waseinige–weni-

ge – europäische Haupt-
städte überhaupt mitbeka-
men, bevor die USA und Is-
raelamSamstagihreersten
Militärschläge gegen Iran
ausführten. Die meisten
Regierungschefs erfuhren davon aus
den Nachrichten – wie alle anderen
Bürgerinnen und Bürger auch. Kein
vertrauliches Briefing, kein diskreter
Anruf,keinZeichendesRespektszwi-
schenVerbündeten. Beim Krieg in Af-
ghanistan, beim Einmarsch in den
Irak war das noch ganz anders. Kaum
etwas verdeutlicht schonungsloser,
wie irrelevant die Europäer auf inter-
nationaler Bühne geworden sind.

Dabei liegt es im ureigensten euro-
päischen Interesse, dass Iran sein
Atom- und Raketenprogramm ein-
stellt. Iranische Atomraketen mit
einer Reichweite von 5000 Kilome-
tern bedrohen nicht Los Angeles, Wa-
shington, New York. Sie bedrohen

Die Iran-Strategie der Europäer ist gescheitert – Sie
müssen daraus endlich die richtigen Schlüsse ziehen

gen. Die Europäer kritisie-
ren die Militärintervention
aus gutem Grund nicht.
Ihre Iran-Strategie hat ver-
sagt, zurmilitärischen Al-
ternative sind sie aufgrund
mangelnder Ausstattung
nicht fähig. Stattdessen
hat sich Europa in die Pas-

sivitätgeflüchtet, istwiegelähmtund
schützt sich mit der Behauptung, der
Krieg sei weit weg. Dabei wurde mit
Zypern bereits ein EU-Mitglied von
iranischen Drohnen attackiert. Die
Öl- und Gaspreise in Europa sind in
die Höhe geschnellt. Bundeswehrsol-
daten in der Region wurden beschos-
sen. Und, nicht zu vergessen: Europa
selbst war in der Vergangenheit im-
mer wieder Ziel iranischer Terroran-
schläge. Es stößt den USA zu Recht
übel auf, dass Europa trotz allem die
Augen verschließt und mit all dem
nichts zu tun haben will.

Jahrzehntelang hat sich Europa als
Hüter des Völkerrechts und der regel-
basierten Ordnung inszeniert. Jetzt
holt die Realpolitik die EU-Regie-
rungschefsein.EinzigausSpaniener-
tönt noch Europas Stimme der Moral.
Schon lange ist die EU nicht mehr in
der Lage, mit einer Stimme zu spre-
chen – weder zu Waffenlieferungen
an Kiew, noch zu Friedensverhand-
lungen mit Moskau oder nun in der
Iran-Frage. Das Ergebnis: Europa
wird handlungsunfähig und degra-
diert sich selbst zur Randfigur auf
dem eigenen Kontinent, in den an-
grenzenden Regionen und in der ara-
bischen Welt. Will die EU sich nicht
vollends selbst abschreiben, muss sie
jetzt die richtigen Schlüsse ziehen.
Sie muss eine ernst zu nehmende mi-
litärische Schlagkraft entwickeln,
europäische Handelsschiffe in der
Straße von Hormus selbst schützen
können, zur Drohnenabwehr und
Luftverteidigung massiv aufrüsten.
Und sie muss in diplomatische Initia-
tiven mit den Golfstaaten investie-
ren, statt sich zu isolieren.

Sollten die USA und Israel das ira-
nische Atomprogramm tatsächlich
massiv zurückwerfen und die künfti-
gen Machthaber in Teheran von der
Bombeabhaltenkönnen,dannhätten
diese Angriffe auch Europa ein Stück
sicherer gemacht. Doch einstweilen
droht der Krieg das ohnehin schon
tiefe Misstrauen zwischen Iran, der
EU und den USA weiter zu vertiefen.

LEITARTIKEL

München, Rom, Athen. Europa ist ein
potenzielles Ziel iranischer Attacken.
UndtrotzdemspieltdieEUindenVer-
handlungen mit Teheran keine Rolle.

Einst hatte Europa diplomatisch
eine Führungsrolle inne. Doch diese
Zeiten sind lange vorbei. Der Ansatz,
den Iran durch Verhandlungen und
Sanktionen von der Entwicklung
einer Atombombe abzuhalten, ist ge-
scheitert. Die Hoffnung, dass wirt-
schaftlicher Druck allein ausreichen
würde, war von Anfang an ein beque-
mer Irrglaube. Er erlaubte es den
Europäern, die drängendste Frage nie
stellen zu müssen: Was tun wir, wenn
das internationale Recht den Iran
nicht daran hindert, eine Atomwaffe
zubauen?EsistdieFragenachmilitä-
rischerHärte,wenndasRechtversagt.

Trumps Antwort sind nun massive
Luftschläge, die Europa völlig über-
rascht haben. Sie mögen ebenfalls
außerhalb des Völkerrechts liegen,
sind aber notwendig und richtig, um
für Sicherheit und Stabilität zu sor-

Übernahme abgewendet

O
ffenbar kommt
kein deutsches
Kulturereignis von

Weltrang mehr ohne poli-
tischen Anstandswauwau
aus. Nach der Documenta
erhält nun auch die Berli-
nale einen Beirat an die
Seite gestellt, um antise-
mitischen Vorfällen vorzubeugen.
Das Neue im Fall des Filmfestivals in
der Hauptstadt ist allerdings, dass es
diese Vorfälle nicht einmal gegeben
haben muss, um ein Eingreifen des
Staates auszulösen.

Tricia Tuttle bleibt also Chefin der
Berlinale. Diese Nachricht wird die

Unabhängigkeit der Berlinale bleibt weiter bedroht

aufgebrachte deutsche Filmwelt erst
einmal beruhigen, nachdem sie eine
feindliche Übernahme des wichtigs-
ten deutschen Filmfestivals durch
denStaatbefürchtethatte.Allerdings
bleibt Kulturstaatsminister Wolfram
Weimer (parteilos) seinem Vorhaben
treu, die Berlinale umzubauen. Ent-
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lassen konnte er Tuttle
nicht, ohne das Festival zu
beschädigen. Stattdessen
verschiebt er den Macht-
kampf mit ihr in ein bera-
tendes Gremium.

Als Veranstaltung des
Bundes war die Berlinale
niemals frei von politi-

scher Einflussnahme, auch dort
nicht,wosiesich–wiebeidenSolida-
ritätsbekundungen an die Ukraine –
aus scheinbar freien Stücken auf Re-
gierungslinie begab. Doch unter Wei-
mer hat diese Einflussnahme eine
neue Qualität erreicht. Als Publizist
war Weimer ein Kulturkämpfer, und
das ist er im Ministeramt geblieben.
Mandarfgespanntsein,welcheguten
RatschlägedasvonihmangeregteFo-
rum den Verantwortlichen der Berli-
nale erteilt. Eine Berlinale nach Wei-
merscher (Staats-)Räson würde wohl
in der Provinzialität versinken. Als
vorläufige Retterin des Festivals darf
Tuttle hingegen darauf hoffen, dass
die Filmwelt sie 2027 mit prominen-
ten Wettbewerbsbeiträgen unter-
stützt. Vielleicht liegt die Lösung für
Tuttle ohnehin darin, das Politische
inderFilmkunstzusuchen,statt–wie
ihreVorgänger– im Namen des Festi-
vals politische Botschaften in die
Welt zu senden.

Aufbegehren
der Jugend

A
n diesem Donnerstag wollen
Schülerinnen und Schüler in
mehr als 100 Städten bundes-

weit gegen den neuen Wehrdienst de-
monstrieren. Dass sie dagegen aufbe-
gehren, künftig möglicherweise zum
Militär- oder Zivildienst verpflichtet
zu werden, verwundert nicht. Überra-
schend wäre es eher, wenn aus der Ju-
gend keine solchen Reflexe kämen.

Um zu diesem Schluss zu kommen,
muss man die Positionen und Forde-
rungen der Schulstreik-Organisato-
ren nicht teilen. Sie lehnen nicht nur
Musterung und Pflichtdienste ab,
sondern auch jegliche Aufrüstung.
„Wir wollen Frieden“, verkünden sie.
Wer will das nicht? Der Schulstreik
bleibt–wiedietraditionelleFriedens-
bewegung insgesamt – einem alten
Schwarz-Weiß-Schema treu. Eine
starke Bundeswehr und ein militä-
risch starkes Europa stehen in diesem
Denken dem Frieden auf unserem
KontinentimWeg.Angesichtsdermi-
litärischen Bedrohung durch Russ-
land ist das ein realitätsfernes Bild.
Trotzdem kann man den Schulstreik
als Aufschrei junger Menschen ver-
stehen, die sich von der Politik über-
sehen, überhört, übergangen fühlen.

Es war bestimmt nicht die Jugend,
die dieses Land in die missliche Lage
manövriert hat, in der es sich aktuell

Der Schulstreik gegen den
Wehrdienst folgt einem
Schwarz-Weiß-Schema
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befindet. Es ist aber die Jugend, die
Wirtschaftskrisen und geopolitische
Unsicherheiten noch viele Jahre lang
ausbaden darf. Und das in einer Situ-
ation,inderdasalteVersprechen,dass
es nachfolgenden Generationen ein-
mal besser gehen werde als ihren El-
tern, schon lange nicht mehr gilt.

Wer eine Wehrpflicht einführen
will, der muss also auch dafür Sorge
tragen, dass die Wehrpflichtigen das
Gefühlhaben,ineinemLandzuleben,
dessen Gesellschaftsmodell es wert
ist, vor Angriffen unter Einsatz von
Leib und Leben beschützt zu werden.
Ein Land, in dem die jungen Men-
schen selbst eine attraktive Zukunft
haben. Die abstrakte – wenn auch
richtige– Rede von der„Verteidigung
der Demokratie“ reicht da allein nicht
aus.

Trumps Gedanken zum Krieg

W
inston Churchill wird das
Wort zugeschrieben, man
könne sich immer darauf

verlassen, dass die Amerikaner das
Richtige tun– nachdem sie alles an-
dere ausprobiert haben. Über Wo-
chenhatDonaldTrumphalbherzige
Verhandlungen mit dem Iran über
dessen Atomprogramm geführt, um
dann am vergangenen Wochenende
die Geduld zu verlieren und Bom-
benangriffe zu befehlen. Was er
sonst noch alles ausprobieren will,
steht in den Sternen. Sonderlich
konkrete Kriegsplanungen scheint
es in Washington nicht gegeben zu
haben. Selbst über die Rückführung
vonimNahenOstenundindenGolf-
staaten gestrandeten Amerikanern
–unterihnenvieleTouristen–hatte
man sich offenbar keine Gedanken
gemacht. Das State Department
empfahl den Betroffenen noch vor
kurzem, mit Linienflügen zurück in
die USA zu reisen, obwohl der Luft-
raum über vielen Ländern der Re-
gion geschlossen ist und es nur we-
nige Flüge gibt.

Bislang hat Trump auch keine Re-
de an die Nation gehalten, um dar-
zulegen, wie er sich die weitere
Kriegführung vorstellt und welche
Ziele er verfolgt. Eine solche Rede
wäre jedoch dringend nötig. Nur et-
wa 27 Prozent der Amerikaner
unterstützendenKrieg.Fast60Pro-
zent lehnen ihn ab. Selbst in seiner
eigenen „Maga“-Bewegung und
unter republikanischen Kongress-
abgeordneten gibt es Skepsis. Die
Regierung hat den Geheimdienst-
ausschuss des Kongresses erst am
Dienstag informiert, obwohl gemäß
US-Verfassung überhaupt nur der
Kongress das Recht hat, einen
Kriegszustand zu erklären. Zentrale
Fragen bedürfen einer Antwort.

Was den US-Präsidenten zu den Angriffen auf Iran veranlasst hat und wie er sich
die weitere Entwicklung vorstellt – Zentrale Fragen sind unbeantwortet

1.WarumhabendieUSAundIsrael
den Iran bombardiert?
DieAussagenderTrump-Regierung
sind widersprüchlich. Anfangs be-
tonte der Präsident, es gehe ihm vor
allem um den Sturz des Regimes in
Teheran. Als klar wurde, dass dies
vermutlich nur mit Bodentruppen
möglich wäre, ruderte er zurück.
Stattdessen wurden dann die Zer-
störung des iranischen Nuklearpro-
gramms, die Eliminierung ballisti-
scher Langstreckenraketen und die
Beendigung der iranischen Unter-
stützung für Gruppen wie die His-
bollahimLibanonunddieHuthisim

AMERIKA VERSTEHEN

Jemen als Hauptziele genannt. Be-
richten amerikanischer Medien zu-
folge sollen insbesondere der israe-
lische Premierminister Benjamin
Netanjahu und der saudi-arabische
Kronprinz Mohammed bin Salman
Trump wochenlang zu einem An-
griff auf den Iran gedrängt haben.
Das Regime in Teheran sei aufgrund
jahrelanger Sanktionen wirtschaft-
lich geschwächt und nach brutal
unterdrücktenProtesteninnenpoli-
tisch angeschlagen. Israel betrach-
tetIrannichtzuUnrechtseitlangem
als existenziellen Gegner, und der
Machtkampf zwischen Teheran und
RiadumdieVorherrschaft imNahen
Osten ist seit Jahren offensichtlich.

Ähnliche Überzeugungsarbeit
hatte Netanjahu bereits während
derBiden-Regierungversucht,doch
TrumpsVorgängerwarzuclever,um
sich darauf einzulassen. Trump hin-
gegenließsichoffenbarüberzeugen
– nach dem Motto „viel Feind, viel
Ehr“. Die erfolgreichen amerika-
nisch-israelischen Angriffe auf ira-
nische Nuklearanlagen im vergan-
genen Jahr sowie die schwierige,
aber aus Trumps Sicht unerhört er-
folgreiche Entführung des venezo-
lanischen Präsidenten Nicolás Ma-
duro haben ihn davon überzeugt,
dassdieUSAunschlagbarstarksind.
Gerüchten zufolge sollen auch zwei
iranische Attentatsversuche gegen
Trump im Jahr 2024 seine Haltung
beeinflusst haben.

DerunmittelbareAuslöserfürden
Krieg war eine Geheimdienstinfor-
mation, wonach sich am Samstag,
28. Februar, ein großer Teil der ira-
nischenFührunginderNähedesBü-
ros des Obersten Führers, Ajatollah
Ali Chamenei, zu einer Sitzung ver-
sammeln werde. Da gleichzeitig
noch Nuklearverhandlungen mit
denUSAliefen, fühltensichdieTeil-
nehmer dieses Treffens offenbar si-
cher genug, die Sitzung nicht in
einem Bunker abzuhalten.

2. Wie wird sich der Krieg
weiterentwickeln?
DieUSAundIsraelwerdenihreLuft-
angriffe fortsetzen. Die USA werden
sichvorallemaufdieZerstörungmi-
litärischer Infrastruktur, insbeson-
dere nuklearer Anlagen, konzent-
rieren, während Israel gezielt politi-
sche und militärische Führungsper-
sonen sowie Mitglieder der Revolu-
tionsgardenattackierenwird.Paral-
lelführtIsraelweiterhinKrieggegen
die Hisbollah im Libanon.

Die amerikanische und israeli-
sche Luftwaffe haben inzwischen
die Lufthoheit über Iran erlangt und
die iranische Marine weitgehend
zerstört. Dennoch lehnen sowohl
Washington als auch Jerusalem den
Einsatz von Bodentruppen bislang
ab, da dies innenpolitisch äußerst
umstritten wäre – vor allem in den
USA. Neue amerikanische Opfer
könnten die ohnehin große Kriegs-
skepsis weiter verstärken.

Gleichzeitig deutete Außenmi-
nister Marco Rubio an, dass die USA
ihre schwersten Bombardements
bishernochgarnichtbegonnenhät-
ten. Diese könnten bald erfolgen,
um das Regime endgültig zu stür-
zen. Damit rückt das Ziel eines „Re-
gime Change“ wieder in denVorder-
grund.

DerIranwirdseinerseitsverstärkt
die ölreichen Golfstaaten angreifen
und weiter versuchen, die strate-
gisch wichtige Straße von Hormus
fürdieSchifffahrtzublockieren.Da-
mit soll die Weltwirtschaft unter
Druck gesetzt werden, um die USA
zu einem Ende der Luftangriffe zu
zwingen. Die überlebende iranische
Führung unter Sicherheitsminister
Ali Ardashir Larijani setzt offenbar
darauf, dass die USA und Israel den
Krieg aus innenpolitischen Grün-
den oder aus Munitionsmangel nur
wenige Wochen lang fortführen
können.

3. Wie soll der Krieg enden – und
was kommt danach?
Hier scheint die Trump-Regierung
bislang nur sehr vageVorstellungen
zu haben. Offensichtlich hofft man
in Washington, dass die massiven
Bombardierungen eine Revolution
im Iran auslösen und dass das Re-
gime zusammenbricht. In diesem
Fall müssten die zahlreichen, aller-
dings untereinander zerstrittenen
Oppositionsgruppen versuchen,
eine neue Regierung zu bilden. Eine
andere Möglichkeit wäre es, den
Sohn des letzten Schahs, Kronprinz
RezaPahlavi, indenIranzubringen,
damit dieser eine Übergangsregie-
rung bildet. Doch Pahlavi ist in Iran
weniger beliebt, als seine Anhänger
glauben machen.

Zu befürchten ist daher, dass Iran
ein ähnliches Schicksal erleidet wie
der Irak nach 2003: langjährige In-
stabilität, Guerillakrieg, schwache
Regierungen, Fluchtbewegungen in
Richtung Europa und das Erstarken
extremistischer Gruppen. Ebenso
denkbar ist ein zynisch-pragmati-
schesSzenario:DieUSAarrangieren
sich wie in Venezuela mit den ver-
bleibenden Teilen des Regimes, um
das Chaos eines Machtvakuums zu
vermeiden. Damit würde der Krieg
ohne grundlegende politische Ver-
änderunginTeheranenden.Trumps
Krieg wäre zwar militärisch spekta-
kulärgewesen–politischaberkaum
mehr als ein weiterer Versuch in der
langen Reihe amerikanischer Ein-
mischungen im Nahen Osten.
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tun – nachdem sie alles
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